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Die Region zeichnet sich durch eine aktive Politik, aus-
ländische Direktinvestitionen anzuziehen, aus. Interessant
ist dabei, welche Vorstellungen und Interessen die am Ent-
scheidungsprozeß beteiligten Akteure haben, und wie sich
diese im Zeitablauf verschieben. Wie konnte der Kon-
sens erreicht werden, die regionale Steuergesetzgebung
so zu gestalten, daß westliche Investoren diese Provinz
als Standort für ihre wirtschaftlichen Aktivitäten wählen?
Im Vergleich zu Novgorod scheint Volgograd, das zweite
Fallbeispiel, dem Zugang externer Einflußmöglichkeiten
eher verschlossen zu sein. Dominiert von Schwer- und
Verteidigungsindustrie wird die regionale Wirtschaftspo-
litik daher � so unsere Annahme � eine andere Ausrich-
tung aufweisen. Wird sich dies auf die regionale Institu-
tionenbildung auswirken? Und wenn ja, wie?

Es ist grundsätzlich sinnvoll, von drei Kategorien von In-
stitutionen zu sprechen: (1) die konstitutionelle Ordnung,
(2) institutionelle Arrangements und (3) kulturelle Ge-
gebenheiten. Während die konstitutionelle Ordnung aus
einem Regelwerk besteht, das sowohl schriftlich festge-
halten als auch gesellschaftsinhärent weitergetragen wer-
den kann, sind institutionelle Arrangements in diese Ord-
nung eingebettet. Kulturelle Gegebenheiten umfassen den
Verhaltenskodex der Gesellschaft und mentale Modelle,
die Menschen verwenden, um ihre Erfahrungen zu inter-
pretieren.5 In der Mehrzahl der Untersuchungen werden
sowohl die konstitutionelle Ordnung als auch die kultu-
rellen Gegebenheiten als gegeben betrachtet und wird
lediglich die Frage der institutionellen Arrangements
behandelt. Der Blickwinkel auf die Rolle von Wirtschafts-

eliten in einer sich wandelnden Gesellschaft geht jedoch
darüber hinaus: Es soll der Vermutung nachgegangen wer-
den, daß durch ihren Einfluß auch die konstitutionelle
Ordnung verändert wird, zum Beispiel durch einge-
schränkte Partizipationschancen. Formierung, Struktur
und Verhalten der Akteure, die auf die wirtschaftliche Ge-
staltung, die gesellschaftliche Arbeitsteilung und die
Politik zugreifen, stehen im Vordergrund. Damit soll ein
weiterer Aspekt der politischen Ökonomie des Transfor-
mationsprozesses beleuchtet werden.

Jörn Grävingholt, Stefanie Harter, PD. Dr. Hans-Henning
Schröder, Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und
internationale Studien, Köln.
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Mainz, im April 1998. Ein vornehmlich düsteres Bild
von der Entwicklung in der Ukraine und in Weiß-

rußland haben Osteuropaforscher bei einer Veranstaltung
des sogenannten Göttinger Arbeitskreises in Mainz ge-
zeichnet. Beide Länder hinken vor allem bei den Wirt-
schaftsreformen nach. Die Ukraine, neben Rußland der
größte Staat Europas, hat auf ihre außenpolitischen Er-
folge � die Normalisierung der Beziehungen zu den Nach-
barn � im Innern nur geringe Fortschritte folgen lassen.

Die Asien-Krise, schilderte der Berliner Wirtschaftswis-
senschaftler Gramatzki, habe zwar auf den noch wenig
entwickelten Kapitalmarkt der Ukraine nur in geringem
Maße durchgeschlagen. Insgesamt herrsche jedoch Sta-
gnation, mit einem verlangsamten Rückgang des Wachs-
tums und Drosselung der Inflation. Inzwischen müsse man
aber, wie es selbst der Monetarist Sachs mit Blick auf
die Ukraine getan habe, fragen: �Was nutzt die monetäre
Stabilisierung, wenn das Wachstum nicht anspringt?� Die

Analysen der �weitgehend in angelsächsischer Hand� be-
findlichen internationalen Finanzinstitutionen beruhen
ebenso wie die Reformpläne der Kiewer Regierungen
möglicherweise weitgehend auf �Simulation�. Die durch
nicht ausgezahlte Löhne und hohe Kreditzinsen erzielte
Stabilität sei großenteils nur �Scheinstabilität�. Ob man
die Wirtschaft entflechten könne, wenn die Rahmenbe-
dingungen verhinderten, daß kleinere Wirtschaftseinhei-
ten sich etablieren könnten, sei fraglich. Kein Land habe
so viele Fehlprognosen erlebt wie die Ukraine.

In diesem Zusammenhang kritisierte Gramatzki die �Stop-
and-go-Politik� des Internationalen Währungsfonds
(IWF), die �auf die Dauer nicht mehr erträglich� sei. Der
IWF, der erst kürzlich Südkorea und Indonesien Kredite
von 60 bzw. 40 Milliarden Dollar zugesagt hatte, hat der
Ukraine wenige Tage vor den Parlamentswahlen vom 29.
März eine Kredittranche über 200 Millionen verweigert;
die Wahl gewannen die Kommunisten. Die Demarche des

Außenpolitische Erfolge und innenpolitische Stagnation in Kiew1

Kuèmas Partei hat Mandatszahl verdoppelt. Die Rolle des IWF. Machtkampf
in Weißrußland eskaliert.
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Weltbankpräsidenten Wolfensohn in Kiew, der 1997 ge-
genüber Präsident Kuèma die Korruption kritisiert hatte,
sei zwar berechtigt, doch daß allein die Ukraine darauf
angesprochen worden sei, sei ungerecht: �Den gleichen
Brief hätte Wolfensohn an alle Regierungen der Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten schicken können�. Innenpo-
litisch ist die Lage des Präsidenten Kuèma nach dem Sieg
der Kommunisten in den Parlamentswahlen schwieriger
geworden. Allerdings wurde auf der Tagung darauf hinge-
wiesen, daß in vielen wichtigen Fragen bereits die Sozia-
listische und die Progressive Sozialistische Partei, von
den anderen ganz zu schweigen, den Kommunisten im Par-
lament die Gefolgschaft verweigern, so daß das Schreck-
gespenst einer reformunwilligen linken Mehrheit verb-
lasse. Wie dieser Tage aus dem Präsidialamt in Kiew ver-
lautete, hat sich zudem ein großer Teil der unabhängigen
Inhaber von Direktmandaten inzwischen reformfreund-
lichen Fraktionen angeschlossen. Die Kuèma nahestehen-
de Volksdemokratische Partei habe ihre Abgeordneten-
zahl inzwischen auf 64 verdoppelt, die aus der Unabhän-
gigkeitsbewegung hervorgegangene Partei �Ruch� (Be-
wegung) komme auf 50; die Kommunisten stellen aller-
dings immer noch 124 der insgesamt 450 Abgeordneten.

Als erfreulich wurde die Niederlage der extremen Na-
tionalen Front gewertet, die nur in der Westukraine ein
paar Direktmandate erlangt hat. Unklarheit herrscht über
das für osteuropäische Verhältnisse sensationelle Ergeb-
nis der Grünen, die 5,5 Prozent der Listenstimmen er-
hielten. Ihr Erfolg, so die von dem Kiewer Juristen
�emèu�enko vertretene Auffassung, ist der Verbindung
von altgedienten Umweltschützern mit bestimmten wirt-
schaftlichen Interessengruppen zu verdanken, welche die
Grünen unterstützten. Die Grünen seien als Vertreter ei-
ner �Antipolitik� und des Protests gegen das Establishment
gewählt worden. �Sie werden sich aber nicht auf die Gleise
legen�, wurde vermutet, sondern gemäßigt auftreten.

Eine andere Entwicklung, zurück zu Methoden der
Kommandowirtschaft und zu einer engen Anlehnung an
Rußland, hat Weißrußland genommen. Der Wirtschafts-
wissenschaftler Holtbrügge zog das für 1997 behauptete
Wirtschaftswachstum von zehn Prozent in Zweifel, hielt
jedoch, ebenso wie der ehemalige Chef der Nationalbank
und Vorsitzende der oppositionellen Vereinigten Bürger-
partei, Bogdankeviè, ein geringfügiges Wachstum für
möglich. Holtbrügge befürchtet, der Beitritt Polens zur
Europäischen Union werde eine weitere Ostorientierung
Weißrußlands erzwingen. Uneinig war man sich, ob der
weißrussische Präsident Luka�enka wirklich Aussichten
habe, in Rußland � oder einem gemeinsamen Staaten-
gebilde � Präsident zu werden. Weißrussische Opposi-
tionelle sehen Luka�enka mit Hilfe der russischen Kom-
munisten allen Ernstes bereits auf dem Marsch in den
Kreml und befürchten eine noch engere Integration der
Staaten.

Die Politologin Sahm sagte dagegen, die Identifikation
mit der Eigenstaatlichkeit sei zwar nicht ausreichend für
einen eigenständigen Weg, andererseits jedoch bereits
zu groß, um �ein Aufgehen der Republik� in Rußland zu
erlauben. In Weißrußland gebe es aufgrund des unge-
festigten nationalen Selbstbewußtseins und der jahrhun-
dertelangen Tradition des Zusammenlebens keine Kon-
flikte mit den Minderheiten. Im Kampf zwischen Präsi-
dent und Opposition sei jedoch seit Jahren �eine syste-
matische Eskalation von der symbolischen Konfrontati-
on zur realen Gewaltanwendung� zu beobachten.

Dr. Gerhard Gnauck � Ressort Politik der FAZ, war Teil-
nehmer am Graduiertenkolleg des OEI  von 1994�1997.
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Die Fachkommission �Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften� im J. G. Herder-Forschungsrat führte

vom 28.�30. November 1997 in Eschwege ihre Jahres-
tagung durch, die dem oben genannten Thema gewidmet
war. Da die Kommission das Thema in Zukunft vertiefen
möchte, wurde auf der ersten Tagung auch den Generalia
der westlichen Dienstleistungsgesellschaft ein wenig Zeit
gewidmet.

In einem �Vorspann� trugen A. Uschakow (Hof, früher
Univ. Köln), K. Ziemer (Univ. Trier), E. Buchhofer (Univ.
Marburg) und H.-E. Gramatzki (FU Berlin), Organisator
der Tagung, ihre Vorstellungen über die Dienstleistungs-
gesellschaft aus der Sicht der wissenschaftlichen Diszi-

plinen vor, zum Teil schon mit Hinweisen auf die neuere
Entwicklung in den Transformationsländern.

Für den Juristen A. Uschakow befindet sich der �Rechts-
anwalt� heute in einem starken und stärker werdenden
Spannungsverhältnis zwischen seiner Rolle als �staatlich
kontrollierter Interessenvertreter� und seiner Aufgabe,
�aus der Sicht des Mandanten Träger einer Dienstleistung�
zu sein. Die Verrechtlichung des Alltags, der leichtere
Zugang zum Gericht (staatliche Kostenübernahmen) und
Rechtsschutzversicherungen haben in Deutschland bei-
nahe eine �amerikanische Streitkultur hervorgebracht�.
Umfangreich entstehendes neues und spezielles Recht
erfordert spezialisierte Kenntnisse. Eine wichtige Rolle

Dienstleistungen im mittel- und osteuropäischen
Transformationsprozeß




